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Gesetzentwurf 

An 
35" J3 ZL ______ ..... __ .......................... -GE/19 ...... .. 

die österreichische Präsidentschaft~ 1Dattlrft.t. ... 2..t ... ~.~.p.~19.B.J.. __ ..... . 
die Parlamentsdirektion . ~l -09- 23 It~ 
den Rechnungshof V~rtelr ............................ LIAMDA __ 

die Volksanwaltschaft 
den Verfassungsgerichtshof 
den Verwaltungsgerichtshof 
alle Bundesministerien 
alle Sektionen des Bundeskanzleramtes 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesforste 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesbahnen 
die Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung 
alle Ämter der Landesregierungen 
die VerbindungsstelL~ der Bundesländer beim Amt der 

Niederösterreichischen Landesregierung 
den Datenschutzrat 
die Datenschutzkommission 
die Mitglieder der Kommission zur Vereinheitlichung und 

Vereinfachung der österreichischen Rechtsordnung 
den österreichischen Städtebund 
den österreichischen Gemeindebund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
den österreichischen Arbeiterkammertag 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern österreichs 
den österreichischen Landarbeiterkammertag 
den österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
alle Rechtsanwaltskammern 
die österreichische Notariatskammer 
die österreichische Patentanwaltskammer 
die österreichische Ärztekammer 
die österreichische Dentistenkammer 
die Bundeskammer der Tierärzte österreichs 
die österreichische Apothekerkammer 
die Bundesingenieurkammer 
die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
die österreichische Hochschülerschaft 

(8. September 1983) 
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skonferenz der Kammern der freien Berufe 
inigung österreichischer Industrieller 
rreichischen Gewerkschaftsbund 
rkschaft öffentlicher Dienst 
andlungsausschuß der Gewerkschaften des 
tlichen Dienstes 

rband der österreichischen Sozialversicherungs-
r 
reichische Bischofskonferenz 
reichischen Bundestheaterverband 

rreichische Rektorenkonferenz 

iv.Prof. 
ix ERMACORA 

ter zum Nationalrat 
für Staats- und Verwaltungsrecht 
iversität Wien 

i e n 

frn.Dr.Theobald ETTEL 
d des Vorstandes der 
ichischen Philips Indpstrie G.rn.b.H. 

Herrn eneraldirektor Dr. Walter FREMUTH 
Vorsit ender des Vorstandes der österreichischen 
Elektr zitätswirtschafts AG 

1010 Wie n 

Herrn ter STRUTZENBERGER 
Vorsi ender-Stellvertreter der 
Gewerk chaft öffentlicher Dienst 

1010 

Herrn 
Insti 
öffen 

8010 

Herrn 

1010 

Herrn 
Instit 

1010 

n 

iv.prof.Dkfrn.Dr.~erbert KRAUS 
für Betriebswirtschaftslehre der 

ichen Verwaltung und Verwaltungswirtschaft 

r a z 

.Prof.Dr.Edwin LOEBENSTEIN 

i e n 

iv.Prof.Dr.Theo ÖHLINGER 
für Staats- und Verwaltungsrecht 

i e n 

24/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)2 von 20

www.parlament.gv.at



- 3 -

Herrn Univ.Prof.Dr.Gerhard REBER 
Institut für betriebswirtschaftliche 
Organisationsforschung 

4045 L i n z - A u hof 

Herrn Dr. Albert SCHMIDT 

1190 Wie n 

Herrn Dr. Helmut SCHUSTER, 

1190 Wie n 

Herrn Regierungsrat Rudolf SOMMER 
Mitglied des Bundesrates 
Vorsitzender der Gewerkschaft 
öffentlicher Dienst 

1010 Wie n 

Herrn Univ.Prof.DDr.Karl WENGER 
Institut für Staats- undVerwaltungsrecht 

1010 Wie n 

Herrn Univ.Prof.Dr.Norbert WIMMER 
Institut für öffentliches Recht und Politik 
der Universität Innsbruck 

6020 I n n s b r u c k 

Gestützt auf die dem Bundeskanzleramt gemäß Abschnitt A Z 1 

und Z 5 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 des Bundesministerien­

gesetzes 1973 zustehenden Kompetenzen zur Wahrung der Ein­

heitlichkeit der die Rechtsetzung des Bundes vorbereitenden 

Tätigkeit der Bundesministerien und zur Regelung der Organi­

sation der Bundesverwaltung hat das Bundes~anzleramt auf An­

regung der Verwaltungsreformkommission einen Musterentwurf 

für Bundesgesetze, mit dem Bundesanstalten errichtet werden, 

ausgearbeitet. 

Dieser Entwurf soll ein Regelungsmodell für solche Anstalten 

darstellen, welche w~rtschaftliche Leistungen an Dritte er­

bringen, die im Prinzip auch von Privaten auf dem Markt an-
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I 
I 

geboten w~rden. Der Entwurf soll sich nicht auf Krankenan-

stalten, ßchulen und ähnliche Anstalten beziehen, welche 

ungen im Rahmen der Erfüllung öffentlicher Auf­

gaben ohn Rücksicht auf Kostendeckung und außerhalb eines 

bringen. 

zten Jahren kritisierten sowohl der Rechnungshof 

als auch ie Literatur zum öffentlichen Recht die mangel­

hafte ges tzliche Regelung der Organisation bestimmter Typen 

von Bundesanstalten. Dabei wurde darauf hingewiesen, daß viel­

fach ausreichende gesetzliche Grundlagen überhaupt fehlen; in 

einigen Fällen bilden Regelungen aus der Monarchie die Grund­

lage der nstaltsorganisation; in wieder anderen Fällen sind 

die Orga~isationsgrundlagen auf verschiedene Rechtsquellen 
! 

verteilt lund unübersichtlich. Auch im Bereich der Verwaltung 
I 

der Geld~r, die als Gebühren von Dritten für Leistungen der 
! 

Anstalte~ entrichtet und teilweise auf die Bediensteten auf-
I 

geteilt 1erden, hat der Rechnungshof Mängel festgestellt. 
I 

Obwohl i~ den vergangenen Jahren bereits mehrfach gesetzliche 
I 

Neurege11ngen von Bundesanstalten getroffen wurden, ist auch 

für die 'ächsten Jahre zu erwarten, daß solche Neuregelungen 

dieses B reiches der Verwaltungsorganisation vorgenommen wer­

den. 

Da nun d'e bisher getroffenen Neuregelungen in vielen 

Details oneinander abweichen und verschiedene Bereiche der 

Anstalts rganisation in unterschiedlicher Intensität regeln, 

in Zukun t aber solche Unte~schiede im Interesse der Rechts­

sicherhe t und im Interesse der Einfachheit und Zweckmäßig­

keit der Vollziehung sowie der Gesetzesvorbereitung vermie­

den werd nsollten, hat das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

den anbe zur Begutachtung übermittelten Musterentwurf ausge-
I 

arbeitet+ 

Dieser M!sterentwurf wurde bereits in der Arbeitsgruppe III 

(Rationa isierung in der Verwaltung der Bundesbetriebe) der 

Verwaltu gsreformkommission durchdiskutiert und beruht weit­

gehend a f dem Konsens der in dieser Arbeitsgruppe mitwirken­

den Expe ten. Der Musterentwurf soll als Grundlage künftiger 
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gesetzlicher Regelungen von Bundesanstalten dienen. Seine 

Berücksichtigung bei der Ausarbeitung der jeweiligen Ge­

setzentwürfe könnte eine einheitliche, zweckmäßige und 

vollständige normative Grundlage von Bundesanstalten sichern. 

Dieser Musterentwurf kann aber lediglich eine Richtlinie für 

konkrete Anstaltsregelungen, nicht jedoch die Grundlage einer 

Regierungsvorlage für ein allgemeines Bundesanstaltengesetz 

sein. 

Der Musterentwurf enthält lediglich den Allgemeinen Teil von 

Anstaltsorganisationsgesetzen und läßt für konkrete Regelungen, . 
die den jeweiligen Sachnotwendigkeiten angepaßt werden müssen, 

einen ausreichenden Spielraum. Dessen Gestaltung muß dem je­

weils sachlich zuständigen Ressort überlassen bleiben. Die 

Formulierung des Allgemeinen Teiles kann aber - unbeschadet 

des Umstandes, daß er nicht als selbständiges Gesetz erlassen 

werden kann, sondern Bestandteil der diversen Anstaltsrege­

lungen sein soll - für alle zukünfitigen Regelungen vorwegge­

nommen und nach Durchführung dieses Begutachtungsverfahrens 

d~n Legisten zur Verfügung gestellt werden, die die konkre­

ten Anstaltsorganisationsgesetze auszuarbeiten haben werden. 

Das Bundeskanzleramt übermittelt als Anlage den genannten 

Mustergesetzentwurf samt Erläuterungen (ein Vorblatt wurde 

den Erläuterungen nicht vorangestellt, da dieses für jedes 

spezifische besondere Anstaltsorganisationsgesetz in einer 

besonderen Weise zu gestalten sein wird) und bittet um 

Stellungnahme an die Abteilung V/A/2 des Bundeskanzleramtes 

bis spätestens 15. Dezember 1983. 

Beilage 8. September 1983 
Für den Bundeskanzler: 

ADAMOVICH 
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Mus t e r für ein 

Gesetz, mit dem die Bundesanstalten für 

eingerichtet werden 

1. Teil 

Allgemeine Bestimmungen 

Rechtstellung 

. . . . . . . . . . . . . . . 

§ 1 Die Bundesanstalten für ••• (im folgenden "Anstalten") 

sind Anstalten des Bundes ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

Sie werden von Organen verwaltet, die vom Bundesminister für 

bestellt werden. 

Allgemeine Aufgaben der Anstalten 

§ 2 (1) Der Aufgabenbereich der Anstalten umfaßt die 

(2) Zu diesen Aufgaben gehört insbesondere 

(3) Bei der Besorgung ihrer Aufgaben haben die Anstalten 

auf Bedacht zu nehmen. 

§ 3 (1) Soweit es die Erbringung von Leistungen für das 

Bundesministerium für ••• zuläßt" haben die, Anstal ten 

im Rahmen ihres Aufgabenbereiches Leistungen auch anderen 

Organen des Bundes, anderen Gebietskörperschaften oder 

sonstigen Rechtsträgern zu erbringen. 

(2) Leistungen für Organe des Bundes oder für andere Ge­

bietskörperschaften, sowie Leistungen, die sonst im 

öffentlichen Interesse gelegen sind, sind bevorzugt 

zu behandeln. 

Organisation 

§ 4 (1) Die Anstalten sind Betriebe im Sinne des Bundeshaus­

haltsgesetzes, BGBl.Nr .••• 

oder: 

(1) Die Anstalten sind betriebsähnliche Einrichtungen im 

Sinne des Bundeshaushaltsgesetzes, BGBl.Nr ••.• 
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r der Leitung der obersten Organe des Bundes von 

verwaltete Vermögen ist Bestandteil des Bundes-

vermögens. I Es umfaßt ••. 

§ 5 (1) Die talten gliedern sich jeweils in die Direktion 

sonstigen 

Bundesmin 

(2) 

Die 

desminis 

für ... ) 

(3) 

hat 

(4) Das 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 

anisationseinheiten, deren Errichtung dem 

für •.. vorbehalten ist. 

einer Anstalt darf nur ein bestellt werden. 

erfolgt auf ... Jahre und wird dUIf.ch den Bun­

(im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

enommen. 

zur Dienstleistung zugewiesene Personal 

sonal, Verwaltungspersonal und Hilfspersonal zu 

einer Anstalt ist unbeschadet der dienst-

rechtlLvHcH Befugnisse des Bundesministers für dem Leiter 

die die 

und an dessen Weisungen gebunden. Dem Personal 

t dürfen jedoch keine Weisungen erteilt werden, 

fnahme richtiger Befunde oder die· Abgabe richtiger 

Gutachten unmöglich machen. 

§ 6 (1) Der 

schäftso 

Geschäftsordnung 

sminister für .•. hat für die Anstalten eine Ge-

r Geschäftsordnung sind insbesondere folgende Ange­

legenhei n zu regeln: 

1. die Gliederung der Anstalten; 

2. der enstbetrieb; 
3. die rtretungsbefugnisse der Leiter, sonstiger leitender 

lenfalls auch anderer Bediensteter nach außen, sowie 

der ang der den vertretungsbefugten Organen :zukommenden 

echtlichen Vollmacht; 
4. chung der vertretungsbefugten Organe gegenüber 

den staltsbenützerni' 

5. 
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2. Teil 

Leistungen der Anstalten 

Tarife 

§ 7 (1) Der Bundesminister für •.• hat im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Finanzen die Höhe der für die Inanspruch­

nahme von Leistungen der Anstalten zu entrichtenden Entgelte 

nach dem Grundsatz der Kostendeckung in einem Anstaltstarif 

festzusetzen. Hiebei kann in Fällen, in denen die Leistungen 

der Anstalten überwiegend im öffentlichen Interesse liegen, 

ein ~eringeres Entgelt oder Unentgeltlichkeit vorgesehen werden. 

(2) Die Erlassung und Änderung des Anstaltstarifes ist im .•• 

kundzumachen. Ausfertigungen des Anstaltstarifs sind vom Bun-

desministerium für .•• auf Verlagen gegen ErsatZ. der Kosten 

abzugeben. 

Rechtsbeziehungen zu sonstigen Rechtsträgern 

§ 8 (1) Die Anstalten erbringen ihre in § 3 vorgesehenen Leistungen 

an sonstige Rechtsträger für den Bund als Träger von Privat- : 

rechten. 

(2) Zur Vertretung jeder Anstalt ist der Leiter, sein Stell­

vertreter oder ein nach der Geschäftsordnung ausdrücklich hiezu 

bevollmächtigter Bediensteter der Anstalt befugt. 

Benützungsordnung 

§ 9 (1) Der Bundesminister für .•. hat für die Benützung der An­

stalten eine Benützungsordnung zu erlassen. Darin sind insbe­

sondere folgende Angelegenheiten zu regeln: 
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einer Anstalt hat Allgemeine Geschäftsbedingungen 

nützung der Anstalt festzusetzen. Diese bedürfen zu 

ihrer Gül igkeit der Genehmigung des Bundesministers für .... 

Sie haben insbesondere folgende Angelegenheiten zu regeln: 

1. An 

2. 

auf die Erbringung von Leistungen; 

olge der Leistungserbringung bei gleichzeitiger 

chnahme durch mehrere Benützer; 

3. 

4. 

~~~uQ~tliche Begrenzungen der Leistungspflicht; 

(2) Die 

ist 

tzungsordnung (Allgemeinen Geschäftsbedingungen) 

im ... kundzumachen. 

3. Teil 

Aufgaben der einzelnen Anstalten 

Bundesanstalt für ... 

§ 10 (1) Der fgabenbereich der Bundesanstalt für ... erstreckt 

sich auf ie Fachgebiete 

(2) ondere hat sie folgende Aufgaben ... 

(3) Ihr tlicher Wirkungsbereich erstreckt sich hinsichtlich 

der ihr z gew~esenen Aufgaben auf das Gebiet ... 

Bundesanstalt für ... 

§ 11 ... 

4. Teil 

Schlußbestimmungen 

§ 12 (1) Dies s Bundesgesetz tritt mit in Kraft. 

(2) Mit blauf des ... treten außer Kraft. Das nach diesen 

Bestimmu gen eingerichtete ... wird als Bundesanstalt für .... 

ührt. 

§ 13 Mit der ollziehung 

minister für .. betraut. 

dieses Bundesgesetzes ist der Bundes-

24/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)10 von 20

www.parlament.gv.at



\ .' 

E r 1 ä u t e run gen 

.+.Allgemeiner Teil: 

In den letzten Jahren kritisierten sowohl der Rechnungshof 

als auch die Literatur zum öffentlichen Recht die mangelhafte 

gesetzliche Regelung der Organisation vor allem jener Bundes­

anstalten, die gegen Entgelt Leistungen an Dritte erbringen. 

Dabei wurde darauf hingewiesen, daß bei manchen Anstalten aus­

reichende gesetzliche Grundlagen übeIhaupt fehlen; in anderen 

Fällen wiederum bilden die Grundlage der Anstaltsorganisation 

Regelungen aus der Monarchie, deren Geltung mangels gehöriger 

Kundmachung zweifelhaft ist; in wieder anderen Fällen sind die 

Organisationsgrundlagen auf verschiedene Rechtsquellen (teil­

weise sogar von unterschiedlichem Rang) verteilt und dadurch 

äußerst unübersichtlich. Auch im Bereich der Verwaltung der 

Gelder, die als Gebühren von Dritten für Leistungen der An­

stalten an diese entrichtet und teilweise an die Bedienste­

ten aufgeteilt werden, hat der Rechnungshof vielfach Mängel 

festgestell t. 

Es werden daher in den nächsten Jahren immer wieder Neurege­

lungen dieses Bereiches der Verwaltungsorganisation vorzuneh­

men sein. 

In den letzten Jahren wurde bereits eine Reihe von Anstalten 

des Bundes gesetzlich neu geregelt. Diese Gesetze weichen nun 

in vielen Details voneinander ab und reg~ln verschiedene Be­

reiche der Anstaltsorganisation in unterschiedlicher Inten­

sität. Solche Unterschiede sollten aber sowohl im Interesse 

der Rechtssicherheit als auch im Interesse der Einfachheit 

und Zweckmäßigkeit der Vollziehung sowie der Gesetzesvorbe­

reitung in Zukunft vermieden werden. 

Aus dies.en Gründen ist das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

einer Anregung der Verwaltungsreformkommission gefolgt und hat 

einen Musterentwurf ausgearbeitet, der als Grundlage künftiger 

gesetzlicher Regelungen dieses Typus von Bundesanstalten dienen 

soll. Seine Berücksichtigung bei der Ausarbeitung der jeweiligen 

konkreten Gesetzentwürfe könnte eine einheitliche, zweckmäßige 

und vollständige normative Grundlage von Bundesanstalten Et~hern. 
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entwurf enthält lediglich den "Allgemeinen Teil" 

tsorganisationsgesetzen und läßt für konkrete Re-

die den jew~iligen Sachnotwendigkeiten angepaßt 

ausreichenden Spielraum. Dessen Gestal­

jeweils sachlich zuständigen Ressort überlassen 

Formulierung der AIIgemein~n Bestimmungen hin­

allerdings - unbeschadet des Umstandes, daß sie nicht 

ndiges Gesetz erlassen werden, sondern Bestandteil 

der n Anstaltsregelungen sein sollen - für alle zukünf­

lungen vorweggenommen und nach Durchführung eines 

gsverfahrens den Legisten zur Verfügung gestellt 

werden, e die konkreten Anstaltsorganisationsgesetze auszu-

arbeiten n werden. 

achtung 

beraten 

Der En 

die 

in dem 

die 

der 

sprüche 

twurf Wlil'rde bereits vor der Aussendung· zur Begut­

d~r Arbeitsgruppe "Rationalisierung in der Ver­

Bundesbetriebe" der Verwaltungareformkommission 

beruht auf dem Ergebn~s dieser Beratungen. 

Entwurfes enthält allgemeine Bestimmungen 

anisation der Anstalten; der zweite Teil regelt 

gserbringung und die Rechtsbeziehungen der Anstalt 

; in den dritten Teil werden jeweils besondere Be­

über die Aufgaben der einzelnen Anstalten aufzu-

, wenn mit einem Gesetz mehrere Anstalten eines 

ffen werden sollen. 

keine haushaltsrechtlichen Regelungen für 

deshalb, weil zur Zeit der Entwurf eines 

in parlamentarischer Behandlung steht, 

wV~lu,cLregelungen für Betriebe und betriebsähnliche Ein­

getroffen werden. Mit dieser Sonderregelung sollen 

sationsvorschriften eine Einheit bilden, wobei bei 

lung des vorliegenden Musterentwurfes danauf geachtet 

den beiden Regelungskomplexen keine Wider-
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II. Besonderer Teil: 

Zu § 1: 

Der Entwurf sieht die Errichtung sogenannter "unselbständiger 

Anstalten" vor. Diese besitzen keine Rechtspersönlichkeit im 

Sinne des Privatrechtes und sind auch keine juristischen Per­

sonen des öffentlichen Rechts im Sinne der Verwaltungsrechts­

lehre. 

Sie werden von Bundesorganen errichtet und verwaltet. Die 

Handlungen ihrer Organe werden dem Bund zugerechnet. Sie sind 

in den Bundeshaushalt integriert, aus dem ihre Aufwendungen 

bestritten werden und dem die Erträge zufließen. 

Die Anstalten sind in die allgemeine Verwaltungsorganisation 

des Bundes eingegliedert, ~ilden jedoch nicht Teile eihes Bun­

desministeriums nach dem Bundesministeriengesetz; ihre Organe 

werden vom sachlich zuständigen Bundesminister entsprechend 

den dienstrechtlichen Vorschriften bestellt. 

Zu § 2: 

Diese Bestimmung hat in legalitätskonformer Wei~e die Aufgaben 

der Anstalt zu determinieren. Dabei kann - wie im MU$terentwurf 

vorgesehen - eine allgemeine Aufgabendefinition vorangestellt 

und diese durch einen demonstrativen Aufgabenkatalog sowie 

alLenfalls durch Bedachtnahmeverpflichtungen (z.B. auf be­

stimmte konkrete öffentliche Interessen) ergänzt werden. In 

jedem Fall ist aber - selbst wenn man von einer differenzier­

ten Anwendung des Legalitätsprinzips in der Privatwirtschafts­

verwaltung ausgeht - diese Determinierung zumindest so konkret 

auszugestalten, wie eine Satzung oder ein Gesellschaftsvertrag 

einer privatrechtlichen juristischen Person deren Unternehmens­

gegenstand definiert. 

Als Vorbild für solche Umschreibungen der Anstaltsaufgaben 

könnten insbesondere die entsprechenden gesetzlichen Rege­

lungen der Monopolbetriebe angesehen werden. 
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Zu § 3: 

Der 

der 

Daneben 

stehen, 

gebietes 

ist 

und 

andere 

Zu § 4: 

Das zur 

Betrieb 

- 4 -

geht davon aus, daß die Anstalten in erster Linie 

öffentlicher Aufgaben dienen und daher ihre 

vorrangig für den Bund erbringen. 

1 allerdings auch die Möglichkeit be-

Organen der Länder und Gemeinden sowie 
Rechtsträgern Aufträge im Rahmen des Aufgaben-

r Anstalt entgegenzunehmen und auszuführen. Hiebei 

ein Vorrang der Leistungen für staatliche Organe 

für andere Leistungen im öffentlichen Interesse 

Hinsichtlich der Rechtsnatur der Leistungen an 

tsträger ist auf die §§ 8 und 9 zu verweisen. 

parlamentarischer Behandlung stehende Bundes­

definiert Betriebe und betriebsähnliche Ein­

folgendermaßen: 

liche Einrichtungen sind organisatorische Einrich­

Bundes, die unter Beachtung wirtschaftlicher Grund­

n an andere Organe des Bundes oder an andere 

erbringen, wobei Kostendeckung an­

zustreben st, soferne dadurch die öffentliche Aufgabener-

t beeinträchtigt wird; diese Einrichtungen werden 

durch Ver dnung des zuständigen Bundesministers im Einverneh­

zu 

im 

von erf 

Da nach 

Anstalt 

Bundesminister für Finanzen zur betriebsähnlichen 

erklärt. 

ebe sind die durch Bundesgesetze hiezu erklärten 

en des Bundes, die nach kaufmännischen Grundsät2en 

ind, soweit nicht bundesgesetzliche Bestimmungen 

e öffentl~cher Aufgabenerfüllung Abweichungen hie-

allgemein akzeptierten Definition der Lehre die 

zweckgebundenes Verwaltungsvermögen ist, das durch 

z nach außen sichtbarer technischer Einrichtungen 

iert wird und das durch diese die Eignung besitzen 

der öffentl~chen Verwaltung zu erfüllen, scheint 

eibung des Anstaltsvermögens notwendig. Hiebei ist 
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kein konkretes Vermögensverzeichnis"in das Gesetz aufzu­

nehmen, sondern die Art dieses Vermögens anzugeben (z.B. 

" .•• umfaßt insbesondere Laboratorien, Werkstätten, 

Kraftfahrzeuge und zur Behandlung von .•••• geeignete 

technische Einrichtungen, die den Anstaltsorganen.zur Ver­

waltung übergeben werden ••• "). 

Eine Regelung über die Verwaltung des An~taltsvermögens ist 

in diesem Entwurf nicht enthalten, da sich eine solche aus 

dem Bundeshaushaltsrecht ergibt. 

Zu § 5: 

Die innere Gliederung der Anstalt wird weitgehend offen ge­

lassen, da sie von Anstalt zu Anstalt nach Zweckmäßigkeits­

überlegungen verschieden sein wird. Deshalb und um dem zu­

ständigen obersten Verwaltungsorgan die Möglichkeit der An­

passung der Organisation an sich ändernde äußere Verhältnisse 

einzuräumen, werden weder die Typen der Untereinheiten, noch 

deren Stufenfolge bzw. deren Zahl im Gesetz festgelegt. 

Der Entwurf sieht vor, daß4nur Personen mit einer definierten 

fachlichen Qualifikation ~Anstaltsleitern bestellt werden 

können.~Die Art diese~ Oualifikation wird je nach dem Aufgaben- • 

bereich der Anstalt zu konkretisieren sein. Die Bestellung soll 

- so wie dies auch in der Privatwirtschaft üblich ist - ledig-

lich auf bestimmte Zeit erfolgen. 

Die Rechtsnatur des Beste~lungsaktes und des Anstellungsver­

hältnisses wurde bewußt offengelassen, da zwei Fälle der Lei­

terbestellung möglich sind: Zum einen kann ein öffentlich Be~ 

diensteter mit der Leitung der Anstalt betraut werden (was 

nach den Regelungen des allgemeinen Dienstrechts zu geschehen 

hätte), zum anderen soll aber auch die Möglichkeit bestehen, 

eine Person durch privatrechtlichen Vertrag zum Anstaltsleiter 

zu bestellen, wenn dies aus fachlichen Gründen geboten ist. 

Aus demselben Grund ist auch die Rechtsnatur des Dienstver­

hältnisses des Anstaltspersonals zum Bund als Träger der An­

stalt offengelassen. 

" 
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elt, ob und inwieweit die in den Anstalten tätigen 

Organwal er aufgrund des Art. 20 Ahs.1 B-VG und anderen Normen 

weisungs ebunden sind. Es wird sich nämlich bei der wissen-
I 

schaftli hen Tätigkeit der Anstaltsbediensteten weitgehend 

gabe von Gutachten handeln. Nach Ansicht der Lehre 

hat der rganwalter hier die Befolgung einer Weisung zur Er­

stattung nrichtiger Gutachten abzulehnen, wobei zu berück­

sichtigen ist, daß gemäß § 289 StGB falsche Angaben von Sach­

verständigen gerichtlich strafbar sind, eine diesbezügliche 

Weisung also demnach strafgesetzwidrig wäre. Die Beurteilung 

der Rich igkeit des Inhaltes eines Gutachtens wird - unter der 

Vorausse zung, daß es nach den allgemein anerkannten Methoden 

dieser Wissenschaft erstellt und überprüfbar ist - letztlich 

der Entsc eidung des Gutachte~s selbst überlassen sein. 

Aus dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes VfSlg.4501/ 

1963 geh hervor, daß der Gutachter (und zwar auch dann, wenn 

er öffentlich Bediensteter ist> bei triner Gutachtertätigkeit 

in beson erem Maß geschützt ist. Dabei wird der Schutz nicht 

auf solche Beamte eingeschränkt, die das Gutachten nach außen 
hin zu vertreten haben. Der Scnutz der "ft"eien Gutachtertätig-

'::~;, keit" in diesem Rahmen muß all;n Bl!diensteten zukommen, die 
,'rf verpflichtet sind, 11 richtige Befunde aufzunehmen und richtige' 

Gutachten zu erstatten". 

Zu§ 6: 

Die Anstaltsgeschäftsordnung regelt die innere Einrichtung 

der Anst lten. Sie 'soll dabei Regelungen von der Art enthal­

ten, wie sie das Bundesministeriengesetz in seinem Abschnitt 111 

für die i nere Einrichtung.:der Bundesministerien vornimmt; dabei 

ist aber zu berücksichtigen, daß eine generelle Ubernahme der 

Ministeri lorganisation für die Anstaltsorganisation aufgrund 

der hier egebenen sachlichen Besonderheiten nicht intendiert 

ist. 

Aus der Geschäftsordnung - die in Form einer generellen 

Weisung ergeht - kann niemand ein Recht geltend machen. 

24/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)16 von 20

www.parlament.gv.at



- 7 -

Es sollte aber im Interesse der Anstaltsbenutzer und jener 

Dritten, die in privatrechtlichen Rechtsbeziehungen mit der 

Anstalt stehen, eine Kundmachung der Geschäftsordnung er­

folgen. Dies könnte durch allgemein zugänglichen Anschlag 

in den Räumen der Anstalt, durch Publikation in einem Massen­

medium oder dadurch erfolgen, daß jedem Interessierten gegen 

Ersatz der Kosten eine Ausfertigung der Anstaltsgeschäfts­

ordnung zur Verfügung gestellt wird. Die Wirkung dieser Ge­

schäftsordnung und insbesondere der in gleicher Weise kund­

zumachenden Liste der vertretungsbefugten Organe wäre jeden­

falls eine privatrechtliche: Sie schafft einen äußeren Tat­

bestand, auf den ein Dritter im privatrechtlichen Rechtsver­

kehr vertrauen kann. 

Zu § 7: 

Die hier enthaltenen Regelungen über die Tariffestsetzung 

werden durch die des Bundeshaushaltsrechts ergänzt. 

Grundsatz der Tarifgestaltung soll sein, daß dadurch zumin­

dest die Kosten der Leistung gedeckt werden; dieser Grundsatz 

soll aber nicht die Festsetzung höherer als kostendeckender 

Tarife unterbinden. Insbesondere wird darauf zu achten sein, 

daß allfällige niedrigere Tarife oder die unentgeltliche Er­

bringung von Leistungen in einem Tätiakeitsbereich der An­

stalt durch in einem anderen Bereich höhere Tarife ausge-

\glichen werden können. 

Entsprechend der Gestaltung der Rechtsbeziehungen der Anstalt 

gegenüber Dritten sind diese Tarife für diese Dritten privat­

rechtliche Entgelte und unterliegen insofer~ den Regelungen 

des Privatrechts; diese Entgelte sind daher allenfälls auch 

gerichtlich geltend zu machen. 

Auf die Bemerkungen zu § 9 wird verwiesen. 

Zu § 8: 

Da nach dem Wortlaut des Entwurfes nur die Leistungserbringung 

der Anstalt an sonstige Rechtsträger - und das sind nach der 

Systematik des Enbmrfes alle, die nicht Organe ~es Bundes 

oder andere. Gebietskörperschaften sind - dem Privatrecht 

unterliegt, ist klargestellt, daß die Erbringung von An-
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staltsle stungen an andere Organe des Bundes und an andere 

nicht 

keit 

lung 

rperschaften nicht im Rahmen der Privatwirtschafts­

g erfolgt. Hier wird als Basis der Leistungserbrin­

Amtshilfe anzusehen sein, die Entgeltfestsetzung er­

h HOheitsakt, die Leistungsbeziehung unterliegt 

Privatrecht und ist auch der Gerichtszuständig­

ogen. Insoweit folgt der Entwurf völlig der Rege-

Art.2~ B-VG und dessen Auslegung durch die herr-

schende re. Diese Beziehungen sind allenfalls ein An-

wendungs all öffentlich-rechtlicher Verträge. 

etungsregelung des Abs.2 stellt klar, daß sich ein 

Kontr teines Anstaltsorgans dann nicht mehr auf seinen 

guten bzw. auf den äußeren Tatbestand berufen kann, 

wenn er r mit dem Leiter der Anstalt, noch mit dessen 

Auf die 

Zu § 9: 

den 

gen 

eter, noch mit emnem in der Kundmachung der ver­

fugten Organe angeführten Organ kontrahiert hat. 

ungen zu § 9 wird verwiesen. 

~~.,~,,,~.g trägt dem Umstand Rechnung, daß es je nach 

Anstalt und je nach der Art ihrer Leistun­

sein kann, ihre Beziehungen zu den Benutzern 

Umständen hoheitlich zu gestalten und keine 

Beziehung vorzusehen. 

geber wird daher bei der Vornahme der konkreten 

Regelung aus diesen beiden Gestaltungsmöglichkeiten aus­

zuwählen oder beide (für jeweils verschiedene Benutzerkreise) 

alternat v vorzusehen haben. Dabei wird sich die hoheitliche 

Lösung 

staltsbe 

lich hoh 

werden 

liche 

wären 

gen bez 

abzuände 

I nur dann empfehlen, wenn die Benutzer in den An­

ieb stark eingebunden sind. Sollte eine ausschließ­

itliche Rechtsbeziehung zu den Benutzern vorgesehen 

sollte es neben den Benutzern keine privatrecht­

htsbeziehung der Anstalt zu anderen geben, dann 

die auf die privatrechtlichen Rechtsbeziehun­

ehmenden Regelungen der §§ 7 und 8 entsprechend 

bzw. zu vereinfachen. 
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Zu § 10ff: 

Der dritte Te,il wird nur dann in konkrete Anstaltsregelungen 

aufzunehmen sein, wenn beabsichtigt ist, mehrere einem Typus 

zugehörige Anstalten zu schaffen, die voneinander in ihrer 
konkreten AUfgabenstellung abweichen. 

Hinsichtlich des Inhaltes der §§ 10 ff kann auf die Bemer­
kungen zu § 2 verwiesen werden. 

\ ' 

, ,'., \ 
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